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Ein Vergleich zwischen der letztendeutschen
und der letzten englischen Kriegsanleihe

Die sechste deutsche Kriegsanleihe brachte uns wie ihre Vor-

gänger den erwünschten vollen Erfolg. Sie hat uns wieder

den schlagenden Beweis von der Schlagfertigkeit und Leistungs-
fähigkeitder deutschen Finanzkrast erbracht. Wenn wir uns auch
mit Rücksichtauf die militärischeLage und im Hinblick auf die

DER-Zeichnungvorangegangene umfangreiche Werbetätigkeit der

Reichsbanöundder Presse ein günstiges Resultat versprochen
haben- so fMd Unsere Erwartungen doch noch von dem End-

ergebnis übertroffen worden. Am nächsten in bezug auf die

Höhe der sechsten Anleihe kommt die dritte, welche ebenfalls
die 12. Milliarde überschritt.Doch keine der früheren Kriegs-
anleihen reicht an die letzte heran. Denn mit rund 13 Milliar-

den hat sie den Vogel abgeschossen,bedeutet sie für uns einen

neuen Sieg, einen gewaltigen Schritt weiter entgegen der letz-
ten Phase des Weltkrieges —-—

« «

Da diesmal die Zahl der kleinen Zeichner im Verhältniszu
der Zahl bei den vorangegangenen Anleihen eine·bedeutende
Steigerung erfahren hat, können wir wieder von einer Volks-

anleihe im wahren Sinne des Wortes sprechen. Das Bewußtsein
von einem endliche-n Siege der deutschen Waffen bricht sich
eben in der breiten Masse des Volkes immer mehr Bahn. —-

Vergleicht man nun das Ergebnis unserer letzten Emisfionmit

der kurz vorher ausgelegten englischen Anleihe, so will uns

scheinen, als ob England mit seinen 171J2 Milliarden uns
. überholt hat. Bedenkt man aber, daß Groß-Britannien zwi-

schen der zweiten und dritten JnlandssAnleihe einen Zeitraum
von fast 20 Monaten verstreichen ließ, so ergibt sich für uns,
die wir alle sechs Monate zu einer neuen Emission schreiten,
ein Uebergewicht in der finanziellen Stärke. Dieses Ueber-

gewicht vergrößert sich noch zu unseren Gunsten, wenn man

berücksichtigt,daß unsere sechs bisher ausgelegten Kriegsans
leihen ein Gesamt-Ergebnis von über 60 Milliarden Mark

,zeitigten, während Albion mit seinen drei Anleihen bisher hoch
gerechnet nur 39 Milliarden untergebracht hat. Nimmt man

hinzu, daß Englands monatliche Kriegsausgaben die unseren
um -900 Millionen Mark übersteigen,so wird das Mißverhaltms
zwischen englischer und deutscher Finanzkraft noch deutlicher. —

Die vom Reichstag bisher zur Führung und Fortsetzung des

Krieges bewilligten Kredite betragen 79 Milliarden Mark und

sollen uns ein weiteres halbes Jahr die Deckung der enormen

Kriegskosten ermöglichen Von dieser Summe haben wir 60

Milliarden oder 70 Prozent fundieren und mittels der neuen

Steuern sogar die Verzinsung von 64 Milliarden Mark, das

find rund 80 Prozent des Anleihe-Medus, sicherftellen können.

Läßt man die in Verbindung mit den Kriegsanleihen ausgege-
benen verzinslichen Schatzanweisungen, soweit sie eine Lauf-
zeit von nur wenigen Jahren haben, unberücksichtigt,so mindert

sich der bereits fundierte Betrag um vielleicht 5 Milliarden

Mark, ist aber immer noch weit größer als die Summe der

bisher von England begebenen inländischen Kriegsanleihen.
Die vom englischen Parlament genehmigten Kriegs-Kredite be-

rechnen sich zusammen auf etwa 87 Milliarden Mark. Hiervon
sind erst 46 Prozent unter Dach und Fach gebracht. Ein großer
Teil des Restes setzt sich aus schwebenden Schulden der Finanz-
Verwaltung zusammen oder aus Verpflichtungen, für deren

Fälligkeit innerhalb weniger Jahre neue Mittel bereitgestellt
werden müssen. Hierzu gehören auch die in den Vereinigten
Staaten untergebrachten Anleihen, durch deren Begebung das
vor dem Kriege auf die Stellung als Weltbankier so stolze
England seine Schuldknechtschaft gegenüber dem Auslande be-

gründet hat. Wenn es in diese nicht so tief hineingerät,wie es

zunächst wohl möchte, so gebührt Englands Dank den Witte-
rungsverhältnissen und tunseren Unterseebooten. Die einen haben
dafür gesorgt, daß die Vereinigten Staaten und die anderen

überseeischenGebiete keinen großen ExportsUeberschußan Ge-
treide haben, die anderen stören auf ihre besondere Weise
die Zufuhren aller Art. Jm Gegensatz zu ihrer sonst in dieser
Hinsicht bewiesenen Pünktlichkeit hat die englische Regierung
die Zahlen des britischen Außenhandels im März — dem

ersten vollen Monat, in dem sich der verschärfte Seekrieg frei
von allen Fesseln entfalten konnte —— nichts veröffentlicht, und
es liegt die Annahme nahe, daß der vermutlich große Rück-
gang der Eins und Ausfuhr die Schweigsamkeit der britischen
Regierungsmänner bewirkt hat.

Dr. KuschelsVerliir

Die Frauen und das Gesetzüber den Vater-
ländischenHilfsdiensi.

Mit großem Bedauern haben zahlreiche Frauen bei dek Ver-

öffentlichungdes Gesetzes uber den VaterländischenHilfsdienst
die Tatsache aufgenommen,daß eine Dienstpflicht für sie nicht
vorgesehenwar. Schien doch das Gesetz eine Gelegenheit, die

Kreise, die bisher nicht vvon starkem Verantwortlichikeitsgefühl
erfullt, sich von notwendiger Vaterlandsarbeit noch fernhielten,
zu erfassenund nutzbar zu machen. Aber schwerwiegende Gründe
lagen fur den Gesetzgeber gegen eine zwangsweise Einbeziehung
der Frauen vor. Hatte doch die Mehrheit der Frauen sich schon
seitAnfang des Krieges mit ganzer Kraft dem Wirtschaftsleben
eingereiht. Tausende und aber Tausende hatten die Stelle des
Mannes im Berufsleben übernommen, andere den sozialen
Dienst, der durch die Kriegsverhältnisfe notwendig war, zu
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ihrer Aufgabe gemacht.Die Einführung von Stammrollen für
das gesamteweiblicheGeschlecht hätte demnach eine unverhält-
nismaßigeArbeit angesichts des- Erfolges verursacht, den man

sichdavon versprechenkonnte. Die Regierung glaubte deshalb,
sich bei der Heranziehung der Frauen auf Freiwilligkeit ver-

lassen zu können.

Wenn aber das Gesetz Von einer Dienstpflicht für die Frauen
abging, so sah es von vornherein die systematische Ein-
gliederung der Frauen in die vaterländische Arbeit vor.
Die Mobilmachung noch brachliegender Frauenkräfte sollte dem

Bedürfnis entsprechend mit Rachdruck betrieben werden. Die

Verteilung der vorhandenen Kräfte sollte nicht der Willkür

überlaåsgnbleiben, sondern nach festen Grundsätzen in geord-
neter eise in die Wege geleitet werden. Hand in Hand mit
der Heranziehung weiterer Frauenkräfte sollte eine soziale Für-
sorge herbeigeführt werden, um die Arbeitsfähigkeit und Ar-

beitswilligkeit der Frauen zu steigern, ihnen gesunde Arbeits-

Percllzctiltnisfezu schaffen, ihnen die Sorge für ihre Kinder zu er-

ei ern.

Um das Gesetz über den VaterländischenHilfsdienst in dieser
Richtung auszuführen, eine Produktionssteigerung durch syste-
matische Eingliederung der Frauen in das Wirtschaftsleben zu
erzielen, hat das Kriegsministerium — entgegen allen Ge-
pflogenheiten u»ndTraditionen — Frauen an verantwortliche
Stellen berufen. Beim Kriengt-Stab wurde eine Frauen-
arbeitszentrale geschaffen, und den Kriegsamtstellen, die mit
jedem Generalkommando verbunden sind, wurden Frauenrefe-
rate eingegliedert, deren Leitung sozial erfahrenen Frauen über-
tragen wurde. Der Frauenarbeitszentrale ist ein Ausschuß
beigegeben, der sich aus Vertreterinnen aller großen Frauen-
verbände zusammensetzt,und der die Mitwirkung der gesamten
sozial tätigen Frauenwelt bei der Durchführung des Hilfs-
dienstgesetzes sichern will.

Aufgabe des Frauenreferats ist es, in Verbindung mit den

Arbeitsnachweisen den Arbeitsmarkt ihres Gebietes zu über-

wachen, in weitestem Umfang männliche Arbeitskräfte durch
Heranziehung von Frauen freizuma·chen. Das gilt in erster
Linie für Landwirtschaft und Munitionserzeugung. Dabei reicht
es aber hinaus bis in obere Posten und in höhereBerufe. Alle

Versuche der Anlernung und der Umstellung müssen gemacht
werden, um den Erfordernissen des Augenblicks, die männlichen
Kräfte für die Front freizumachen, zu genügen-
Dabei ist es aber besonders notwendig, auf die Arbeitsbedin-

gungen der Frau einen Einfluß auszuüben. Soziale Maßnah-
men werden erforderlich zur Schaffung geeigneter Berufsklei-
dung, zur Verbesserung der Transportverhältnisse nach den Ar-

beitsstätten, zur Anpassung der Massenspeisungen an die Ar-

beitsschichten der Frauen und der-gleichen mehr. Die Frauen-
referate der Kriegsamtstellen haben besonderen Wert darauf
gelegt, die Unternehmer großer Werke dazu zu veranlassen, fur
ihre Betriebe Fabrikpflegerinnen anzustellen, und sie haben
dabei vielfach warmes Verständnis gefunden. Hier ist ein Weg
gefunden, auf dem der Rat und? der Einfluß »der gebildeten
Frau für Tausende ihrer Geschlechtsgenossinnen aus dem Volke

nutzbar gemacht werden kann.
» » «

Wie die Fabrikpflegerin in jeder Beziehung fur das«Wohl der

arbeitenden Frauen sorgen soll, die Wohnungsverhaltnisseder

Ledigen verbessern, die Unterbringung der Kinder der Ver-

heirateten in die Wege leiten soll, so soll auch im weiteren

Rahmen das Frauenreferat der Kriegsamtstellen solcheAuf-
gaben erfüllen. Mit Hilfe der Frauenvereine, deren Mitarbeit
den Referentinnen zur Verfügung steht und die für jede Kriegs-
amtstelle in eine »Frauenarbeitsstelle« zufammengefaßt sind,
sollen nicht so sehr neue Wohlfahrtseinrichtungen geschaffen als

die bestehenden den tatsächlichenBedürfnissen angepaßt wer-

den. Die soziale Fürsorge soll ihren Ausgangspunkt vom Ar-

beitsleben der Frau nehmen. Sie soll feststellen, wieviel Ar-

beitskräfte am einzelnen Ort gebraucht werden, ob

sie
dort be-

schafft werdeii können oder von auswärG herbeige olt werden

müssen. Sie soll für die Unterbringung der Frauen sorgen,
Kinderheime und Kindergärten so umgestalten, daß sie den

Frauen, die zeitig des Morgens zur Arbeit gehen müssen, oder

auch denen, die in Rachtschicht arbeiten müssen,wirklich dienen
können ; und ;siesollen in zdieserZeit, jin der bevölkerungspolitische
Gesichtspunkte mehr denn je maßgebendsein müssen,diese Ein-

ricihtäikxigen
auf hygienische Beschaffenheit hin prüfen und um-

ge en.

Die Organisation der Frauenreferate der Kriegsamtstellen geht«-
aus von der Mobilmachung der Frauen, geht aus von dem Be-
streben der rücksichtslosestenProduktionssteigerung. Aber sie
endigt bei einem Schutz und einer Fürsorge für die arbeitenden
Frauen, die diese von allen Seiten umgeben sollen. Sie geht«
aus von dem vaterländischen Bedürfnis des Augenblicks, das-
auch den Frauen die Teilnahme an dem großen Ringen auf-
erlegt. Aber sie führt hinüber zu einer Fürsorge, die nicht um«

·

für den Augenblick verhindern will, daß mehr Leben zerstört -

wird. als unvermeidlich ist; zu einer Fürsorge, die in den

Frieden hinüberreichenund dann erst ihre tiefsten Wirkungen-
entfalten wird.

Dr. Alice SaloinonsBerliii.

Die Ernährunggfragen in Baden.
Baden ist einer der ersten deutschen Bundesstaaten gewesen»
der sofort nach Ausbruch des Weltkrieges auf organisatorischeni
Wege der Frage der Volksernährung nähergetreten ist. Zu-
nächst war es die GroßherzoglicheRegierung, welche hierzu die-

Anregung bei den einzelnen Kommunalverbänden gegeben hat«
Diesem Vorgehen entsprang auch die Gründung des Einkaufs-
SüdwestdeutscherStädte G. m. b. H. mit dem Sitze in Mann-

heim, einer Einrichtung, der sich fast alle größeren Städte
des Landes angeschlossen haben. Bald stellte sich auch heraus,
daß den sich immer mehr breitmachsenden Preistreibereien Ein-
halt geboten werden müsse. Die badische Regierung ordnete

daher im September 1915 an, daß in den 15 badischen Städten
mit mehr als 10 000 Einwohnern und im übrigen in allen 53s

Amtsbezirken Ausschüsse gebildet werden sollten, welche die

Preisgestaltung für die Gegenstände des täglichen Bedarfs-
in ihren jeweiligen Bezirken beobachten und in vorkommenden

Fällen von übermäßiger Preissteigerung einschreiten sollten.
Zur Ueberwachung der Prei e im Großherzogtum im allgemei-
nen wurde eine besondere telle, das »Land—espreisamt«, ge- U
bildet. Dasselbe hat außer einer überwachenden auch eine,
namentlich für die Bezirksämter und für die Gerichte, be-
ratende Tätigkeit auszuüben. (Das Großherzogtum hat mit

dieser Einrichtung eines Landespreisamts als erster Bundes-
staat eine Zentrale für Ueberwachung der Preise für ein große-
res Wirtschaftsgebiet geschaffen.) Die Preisprüfungsstellen
haben die Aufgabe, die dsen örtlichen Verhältnissen angemesse-
nen Preise zu ermitteln und die zuständigen amtlichen Stellen
bei Ueberwachung der Preisgestaltung, namentlich bei Ein-

haltung der Höchstpreise,zu unterstützen. Sie haben das Recht,
bei der Behörde die Festsetzung von Höchstpreisen zu bean-·

tragen, oder etwaige vom Reich oder der badischenRegierung
festgesetzte Höchstpreiseentsprechend zu ermaßigen. —- Von

dieser Befugnis, Höchstpreisfestsetzungenfür Gegenständedes-
täglichen Biedarfs vorzunehmen, ·wurde bis. 1etzt»sehrhäufig
Gebrauch gemacht. Dies zeigte sich namentlichbei ·Mehl-und
Brot. Während im ersten Kriegsjahr dafur fast keine Hochst-
preise bestanden, sind jetzt in allen 68 Kommunalverbänden
des Landes die Preise amtlich geregelt DieseFestsetzungen
haben nicht nur ein weiteres Steigen der Preise verhindert, sk;

sondern es ist seitdem ein stetes Sinken der Preise wahr-s
nehmbar. Während die Regierung im ersten Kriegsjahre haupt- II
fächlich ihr Augenmerk auf die Preisgestaltung und auf die

Versorgungsregelung mit Lebensmitteln (Mehl, Brot, Viehz
Fleisch, Kartoffeln) zu richten glaubte, sah sie sich genötigt,auch l

für die Regelung des Verkehrs mit anderen Lebensmitteln, wie

Milch, Butter, Eier, Fisch-eund Wild, Maßnahmenzu treffen-
Große· Schwierigkeiten entstanden, um die eingetreteneMilch-
knappheit zu beheben und die Preise für Butter, die eine stets
steigende Tendenz zeigten, zu beheben. Es listgelungen, die

Milch-s und Butterversorgung in geregelte Bahnen zu lenken,
dagegen hat eine durch die Verordnungen des Großherzoglichen
Ministeriums des Innern vom 11. Mai und 26. August 1916

getroffene Regelung der Eierversorgungdieerwarteten Erfolge
nicht erzielt, da es nicht gelang, durch die Aufkauferder Kom-

munalverbände die für die versorgungsberechtigteBevolkerung

erforderliche Menge Eier im Wege der freiwilligen Abgabe
zu erwerben. Die Hauptschuld trugen die Verbrauch-it selbst-
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welThedurch ihren unter Uebertretung der Höchstpreisegetätigs
ten wilden Aufkan von Eiern die Versorgungsregelungdurch-
bkachen Es war deshalb eine Neuregelung der Eierverforgung
erforderlichgeworden, Ldie sich eng an die kurz zuvor erfolgte

euregelung der Milchversorgung anlehnt und die sichim all-

gemeinen bis jetzt recht gut bewährt hat« Die Aufbringung der

Eier für die versorgungsberechtigte Bevolkeriingdes Groß-
l)el·.’-l)gtumserfolgt jetzt nach einein vom Ministerium des »Ju-
Uem aufgestellten Umlegungsplan. Die Kommunalverbande

ben die Verpflichtung, die ihnen aufgegebene Menge an

Eiern aus den hühnerhaltenden Betrieben ihres Bezirksauf-
zubringen. Für die einzelnen Hühnerhaltungenist eine Ab-

gabepflicht nach bestimmten Grundsätzen eingefuhrt. Außerden

Vorschriftenüber das Umlegungsverfahren umfaßtdie neue
erordnung Bestimmungen über die Abgabe Von Eiern an die

Verbraucher und besondere Vorschriften für Bruteier. (Die
Kommunalverbändehaben die von ihnen aufzubringenden Men-

gen an Eiern auf die Gemeinden zu verteilen. Die Umlegung
auf die hühnerhaltenden Betriebe in den einzelnen Gemeinden

erfolgt durch den Gemeinderat Jn den städtischenKommunal-

verbanden erfolgt die Umlegung unmittelbar auf die Hühner-
halten Für die Umlegung sind genaue Nichtlinien gegeben.
Es wird dabei davon ausgegangen, daß die ausgelegten Mengen
aUf alle Fälle aufgebracht werden müssen,daß aber den Hühner-
haltern für sich und ihre Haushaltungs- und Wirtschaftsange-
hörigender notwendige Bedarf an Eiern zu belassen ist. Die
Von den einzelnen Hühnerhaltern abzuliefernde Menge von

Eiern ergibt sich durch Abzug der in Betracht kommenden Jah-
keserzeugung des Hühnerbestandes Diese Jahreserzeugung swird

mit der sehr niedrig gegriffenen Zahl von 60 Stück für ein Huhn
berechnet. Der Erzeugerhöchstpreis für Hühnereier wurde auf
22 Pf» der Verbrauch-erhsöchstpreisauf 26 Pf. bestimmt.
Erzeugerhöchstpreisfür Enteneier beträgt 30, für Ganseier
50 Pf» der Verbraucherhöchstpreis für diese Eier 34 bzwy
54 Pf. Für die Abgabe von Bruteiern zu Brutzwecken gelten-«
diese Höchstpreisenicht.)

Redakteur V. BeckersMannheim

Krieggpakenfchast
Im Anfang bedeutete Kriegspatenschaft, die insbesondere vom

Roten Kreuz ausging, die Fürsorge für den im Kriege gebore-
nen Säugling und dessen Mutter ; und so wie es in- der alten
Sitte der Patenschaft zum Ausdruck kommt, entstand eine An-

teilnahme am EGeschickdieser Kriegskinder, deren Verpflich-
tung nicht lmit Geld allein abgetan werden konnte, sondern
ein persönliches Verhältnis, seine unmittelbare Beziehungeiner
bestimmten hilfsbereiten Person zu einem hilfsbedurftigsenKriegs-
kind oder Kriegswaise zur Voraussetzung hatte. ,

»Von dein fGebiet der Kriegspatenschaft ausgehend, war es nur
ein Schritt zu einer ausgedehsnteren Form der Fursorge fur
die verwaisten Kinder der Kriegsteilnehimen zur Kriegspaten-
versicherung. Dankbarkeit gegenüber den im Felde gefallenen
Vätern, Mitgefühl mit den hinterblisebenen Kindern und Mut-
tern schufen hier ein Werk von weitgehendster ethischen wirt-

schaftlicher und sozialpolitischer Bedeutung. Die Kriegspatens
verficherung kann als eine Abart einer schon längst bekannten
und bewährten .Versicherungsform, der Aussteuerversichierung,
angesehen werden. Knaben wie Mädchen soll-en durch sein kleines

Kapital,v das nach Beendigung der Schulzeit oder bei Mündig-
keit zahlbar ist, die Möglichkeit haben, ein Gewerbe zu er-

lernen, sich für einen ihren Fähigkeiten entsprechend-en Beruf
vorzubereiten, den Mädchen eine Aussteuer zu schaffen und
anderes mehr. Mannigfach, wie die einzelnen Versicherungen
geartet, sind auch die Bedingung-en, unter denen eine solche
Kriegspatenschaft abgeschlossen werden kann.

»

«

· »

Kommunen und Organisationen der Jugendfursorgesind in

Verbindung mit einer Anzahl von öffentlichemundprivaten

Bersicherungsgesellschaften getreten, um die Kriegspatsenfchaft
zu fördern; nicht wahllos wird ein Kriegspate fur ein Kriegs-
kind ausgesucht, und man bringt den Paten in unmittelbare
Beziehung zu seinem Patenkinde Nur solcheStellen konnen

diese Aufgabe bewältigen und nach menschlicherVoraussetzng
nützlich und segenbringend gestalten, denen die Verhältnisse
der Familie des Kindes in wirtschaftlicher und sittlicher Be-

ziehung genau bekannt sind und die andererseits die- Wünsche
des Paten und seine Fähigkeiten kennen.

Nicht mit Unrecht wurde von beachtlicher Seite dieser Kriegs-
patenversicherung gegenüber geltend gemacht, daß durch ein

solches Aufsparen, -—- im frühsten Falle kommen etwa nach
10 Jahren die ersten Gelder zur Auszahlung —, die dringend
benotigten Mittel für die augenblickliche unmittelbare Für-
sorge entzogen würden, das Geld für Zwecke, die vielleicht
niemals Verwirklichung finden, eine nützlichereund zweckmäßi-
gere Verwendung in der Gesunderhaltung und Erziehung des
Kindes gefunden hätte.
Die etwas einseitigen Formen, Kriegspatenschaft für ein wäh-
rend des Krieges geborenes Kind und Versicherung auf künf-
tige Berufsausbildung, deren jede unter Mitarbeitung von

Organen der freien Liebestätigkeit segensreich wirken können,
wurden neuerdings durch den Neichsverband für Kriegspatens
schaften (Verlin, Münchener Straße z19) zu einer allgemeinen
Fürsorge für Kriegerkinder, insbesondere Krieg-swaisenkinder,
ausgebaut. Alle die Erfahrungen, welche im Laufe des Krieg-es
gemacht wurden, sind herangezogen worden, um· jeglichen Mißz-
stand nachkMöglichkeit auszusch.eiden. Lokale Fürsorgestellen,
die in engster Zusammenarbeit mit den zuständigen Jugend-
fürsorgeorganisationenstehen, haben die Auswahl der Kriegs-
patenkinder zu treffen, sowie die Regelung mit den Kriegs-
paten zu übernehmen Die persönlicheFühlung-nahme, der An-
teil an dem Kind, seine Erziehung und Pflege bilden dies Haupt-
aiifgabe des Kriegspaten, nur in Ausnahmefällen kann der

Kriegspate die Fürsorge für das Kind der Fürsorgestelle über-
lassen und seine Teilnahme durch ausschließlichpekuniäre Bei-
träge zeigen.
Mannigfaltig wie das Leben selbst sind die Aufgaben, die
den Kriegspaten erwachsen ; jedes Kind bedarf besonderer in-
dividueller Pflege und Erziehung, injeder Familie wird die
Art der Fürsorge eine verschiedenartige sein. Es ist eine hohe,
ernste und verantwortungsvolle Aufgabe, die der Kriegspate
ubernimmtz das JVermächtnis der Gefallenen, die sorgende
treue Liebe des Vaters wird ihm auferlegt, damit dessen Kind-er
zu tüchtigen,kraftvollen, an Leib und Seele gesunden Menschen
erzogen werden.

»

Ueberall sind vielverspvechendeAnfänge gemach-t, und es steht
zu hoffen, daß kein Kind, dessen Vater draußen kämpfte und
starb, unversorgt im weiteren Leben ist. daß es den sein-er sozialen
Stellung und seiner Eignung entsprechenden Beruf findet und
seinen Lebensweg unter sorglich-er Leitung seiner Mutter, Fa-
milie und Kriegspaten geht.
Inmitten des fürchterlichen Ningens — Wiederaufbau, der

Frühlingunseres Volkes behütet, geschirmt und geleitet: das
ist die xAufgabe der Kriegspatienschaft

Dr. Kaete WinkelmannsBerlin.

Ein Bauer!
Viel zu lange hat das recht wegwerfend im Munde dkes Städters

geklungemUnbekümmert hatte man es geschehen lassen, daß
eine geistige Entfremdung zwischen Stadt- und Landbewohner
eintrat. Die ernsten Lehrjahre des Krieges haben da gebieterisch
Abhilfe gefordert. Ein Einheitsvolk braucht einen Einheitsgeist.
Das unerschütterlicheBewußtsein, daß die mühsameArbeit der
schwieligen Bauernfaust uns selbständig macht, hat sich in alle
Hirne gehämmert. Mit dem Verständnis für die Lebensbedin-
gungen und Eigenart des andern wächstauchl die gegenseitige
Wertschätzung

·

Der Bauer ist stets eng mit dem ganzen Werden und Gedeihien
des Volkslebens verbunden. Er ist der Volkserhalter. Der.
riesenhafte Wuchs der großen Städte, der große Menschen-
bedarf der rastlos schaffenden Industrie, sie stütztensich auf die
Zuwanderung vom Lande«Viele Bauernkinder muß-tendas
Land verlassen,ehe eine Großstadt entstehen konnte. Damit
ist der knorrige,widerstandsfähige,langhaltige Bauernwille in
die Werkstätten und in die Kontore gedrungen. Er hat mit-
gerechnet und mituberlegt. Zähes Festhalten und unverdros-
senes, aufopferndesSchaffen ist gesunde Bauernart. Der Kampf
und Widerstand gegen allerlei äußere Widerwärti keiten liegt
dem Bauern von seinen Vorfahren her im Blute. nch Acker
ist hingeben-d in treuer Arbeit bestellt und gepflegt worden«
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Aber«der Ertrag ist oft genug durch ungünstige Witterung ge-
schmalert oder gar verdorben worden. Wetterforgen verlassen
den Bauern nie. Aber er kennt kein Verdrießen. Jede neue

Saatzeit bringt neues Schaffen und Wirken. Einen harten
Willen zur Selbstbehauptung und einen starken, bodenständigen
Arbeitsdrang bringt der Bauernsohn mit, als Erbgut seiner
Vater, wenn er in die Städte und zum Gewerbe übersiedelt.
Wir haben unsere "Rachbarvölker durch unsere unbesiegbare

» Wettbewerbsfähigkeitverärgert. Die Arbeit unseres Volkes war

ertragreicher als ihre. Der Bauer hätte nun seine befruchtende
und bereichernde Bedeutung für die städtischseEntwicklung nicht
haben können, wenn er nicht auch den lebendigen Geist seines
Volkes in sich gespürt und ihn mit verwirklicht hätte. Wie
sehr auch die Tätigkeit unserer Landwirtschaft in das allgemeine
Bild der Regsamkeit und des Zugreifens paßt, zeigt eine Beob-

achtung, die uns die Statistik liefert. Der durchschnittliche Ernte-

ertrag auf einem Hektar deutschen Landes ist in der letzten
Friedenszeit so groß gewesen wie der auf einem Hektar franzö-
sischen Landes, wenn man den durchschnittlichen Ertrag ·des
russischen Bodens noch dazu zählt. Wir haben 1913 auf einem

Hektar landwirtschaftlich bebauten Landes fast 24 Doppelzentner
Weizen geerntet. Frankreich inur 18,5. Rußland noch weniger:
9. Das ssind eben zusammen noch nicht soviel, wie bei uns
allein. Dasselbe Ergebnis gilt auch für Mög-gen,Gerste, Hafer
und Kartoffeln. Es raunt und rauscht in diesen Zahlen von

der Kraft und vom Können des deutschen Bauern. Wäre nicht
auch seine Arbeit von Jahrzehnt zu Jahrzehnt ertragreicher ge-
worden, dann wäre Englands schandbarer Kriegsplan, uns
auszuhungern, furchtbare Wirklichkeit geworden.
Der Bauer ist mit seiner Zeit gewachsen. Wenn er nicht
genug Fühlung mit den andern Volksschichten gehabt hat, so
war das nicht seine Schuld. Die geistige Verwaltung unserer
gesamten Wirtschaft hat stagabisherzu wenig darum bemüht,
die geistige Förderung des uernstandses in Einklang mit den

Fragen des Tages und der Zeit zu bringen. Man kann sich
doch nicht wundern, wenn Zusammenhänge verkümmern, die

man vernachlässigthat und denen man wenig nachgeht. Die

großeWerbebewegung für die Kriegsanleihe hat zum erstenmal
auch großzügig und bewußtdie Landbevölkerung miterfafzt Auf-
klärungsredner sind hinausgezogen, und eine Fülle verständnis-
voll auf das ländliche Denken eingehender Schriften hat sie
begleitet. Dabei ist man aber nicht stehen geblieben. Die

« Kriegswirtschaft hat auch manche andere neue Aufgaben für
den Landwirt gebracht. Neue Erfahrungen sind gemacht, die

eine weit bessere Bodenausnutzung ermöglichen und die Ver-
wertung und Aufbewahrung der Ernteerträge besser schutzen
und unterstützen. Es muß erreicht werden, daß diese vorteilhaften
Arbeitsarten in allen landwirtschaftlichen Betrieben verbreitet
werden. Durch eine Anordnung des Kriegsamtes sind«auf den
Dörfern ,,Wirtschaftskommissionen««gebildet worden, die sich
dieser Aufgabe zu widmen haben.
Jm Kriege sind die Berührungsflächen zwischen Stadt und Land
größer geworden. Die Hindenburgspende hat den Bauern Note

und Bedeutung der schwer arbeitenden Industrie einsehen ge-

lehrt. Draußen im Felde, wo die Söhne des Landes und»der
Stadt Kameraden sind, sind viele Fäden herüber und hinuber
gesponnen. Daheim bringt die Kriegswirtschaft Leute und»Ar-
beitsstellen zusammen, die sich vorher recht fremd waren. Das
ist ein Gewinn für die Volksseele. Unmittelbare geschäftliche
Beziehungen erleichtern das Zusammengehen und das gegen-

feitige Verstehen. Sie veranlassen die einzelnen überhaupt erst
über die Lebensverhältnisse des andern nachzudenken-

"

Fritz Johannes Vogt-
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Die Bedürftigkeit im Sinne des Familien-
unterftützungS-Gesetzes.

Die Gewährung der Familienunterstützung hat, wie auch- auf
jedem Einberufungsschein vermerkt ist, die Bedürftigkeit zUk
Voraussetzung. Der Begriff der Bedürftigkeit ist aber weder-
in dem Gesetz vom 28. Februar 1888,-«4.August 1914, noch in
der Bundesratsverordnung vom 21. Januar -1916 festgelegt-
Auch in der Begründung des Entwurfes zu dem genannten Ge-
setze sind Ausführungen über den Begriff der Bedürftigkeit
nicht enthalten. Jedenfalls ist aber die Meinung des Gesetz'
gebers, daß die Bedürftigkeit nicht als Hilfsbedürftigkeit im

armenrechtlichen Sinne aufzufassen ist.
Was aber unter Bedürftigkeit im armenrechtlichen Sinne zU

verstehenist, ist auch nicht ohne weiteres klar, »denn das Unter-

stutzungswohnfitzgesetz vom 130. Mai 1908 enthält ebenfalls
keine Bestimmung des Begriffes-. Danach haben jedoch die
Gemeinden in bezug auf Niederlassung in ihren Gebieten
ein Abweisungsrecht gegen neu zuziehende Personen, »welche
nicht hinreichende Kraft besitzen, um sich mit ihren nicht arbeits-

fähigenAngehörigen den notwendigen Lebensunterhalt zu ver-

schaffen, und wenn sie solchen weder aus eigenem Vermögen-
bestreiten können, noch von einem dazu verpflichteten Ver-
wandten erhalten«. Das Abweisungsrecht besteht deshalb, da

solche Personen der öffentlichenArmenpflege anheimfallen wür-
den, d. h. bedürftig sind im armenrechtlichen Sinne.

Nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch unterscheidet man eine re-

lative und eine absolute Bedürftigkeit Die relative Bedürftig-
keit einer Person liegt dann vor, wenn sie nicht imstande ist,
sich selbst und ihre Familie in einer ihrer Lebensstellung ent-
sprechenden Weise zu unterhalten. Die absolute Bedürftigkeit
hat die vollkommene Vermögenslosigkeit und Erwerbsunfähig«
keit zur Voraussetzung. Die Erwerbsunfähigkeit muß dann
als vorliegend erachtet werden, wenn jemand außerstande ist,
seinen Lebensunterhalt in einer seinen Fähigkeiten und seiner
Körperkraft entsprechenden Weise sich zu verschaffen. .

Die Bedürftigkeit im Sinne des Familienunterstützungsgesetzes
ist weder relativ noch absolut aufzufassen. Halten wir uns die

Unterstützungssätze vor Augen, so ist es ohne weiteres klar,
daß an die Gewährung eines standesgemäßen Unterhaltes nicht
gedacht werden kann. Andererseits wird man zweifellos die

Unterstützung nicht nur dann gewähren müssen und die Be-

dürftigkeit als vorliegend erachten, wenn keine Mittel vorhanden
oder verfügbar sind, den notwendigen Lebensunterhalt zu be-

streiten. Die Bedürftigkeit im Sinne des Familienunter-
stützungsgesetzes liegt also in der Mitte. Die Unterstützung
ist aber in jedem Falle nur dann zu gewähren, wenn sie tat-

sächlicheine Hilfe bedeutet, d. h. wenn zu erwarten ist, daß der

gewährte Beitrag tatsächlichhilft, die Lebenslage zu verbessern,
nämlich zur Bereitstellung der nötigen Unterhaltungsmittel ge-

braucht wird, oder zur Bestreitung der Wohn- und- Bekleidungss
bedürfnisse im bescheidenen Maße.
Andererseits bestimmt die Bundesratsverordnung vom 21. Ja-

«

·

nuar 1916, daß die Bedürftigkeit im Normalfalle dann an-

erkanntwerden muß und wenigstens der Mindestsatz zu ge-

währen ist, wenn nach der laufenden Steuerveranlagung das
Einkommen des Unterstützungsberechtigtenin Orten der Tarif-
klasse B 1000 ate, C und D 1200 Alt-,A und B 1500 Jst«und

weniger beträgt-
Es kommt jedoch stets darauf an, alle Umstände des Falles
in Betracht zu ziehen, ob eine Unterstützung zu gewähren ist
oder nicht. Die angegebenen Einkommen sollen auch nur eine

allgemeine Nichtlinie geben. Eine Familie mit 1390 »Hewird

oft die Unterstützung nicht benötigen, während eine andere

gleichgroße infolge besonderer Belastung durch Krankheit oder

Schuldverpflichtungen mit 1800 Je und mehr dringend einer

Hilfe bedarf.
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